
Eine Spezialvorschrift befindet sich im § 10 der VO 
über Wohnungen für Werktätige der volkseigenen und 
ihnen gleichgestellten Betriebe vom 6. November 1953 
(GBl. S. 1187). Hiernach besteht die Zuständigkeit der 
Arbeitsgerichte für Streitfälle, „die sich zwischen Be­
trieben und Werktätigen bei Beendigung des Arbeits­
vertragsverhältnisses über das Recht auf Benutzung 
der Wohnung ergeben“. Ihre sachliche Berechtigung 
findet diese Vorschrift darin, daß das Recht auf Be­
nutzung der Wohnung grundsätzlich an den Bestand 
des Arbeitsrechtsverhältnisses gebunden, ist. Endet das 
Arbeitsrechtsverhältnis, so wird über das Recht auf 
Benutzung der Wohnung gern. § 6 der VO sehr diffe­
renziert entschieden, je nachdem, auf welche rechtliche 
Art und aus welchem Grund das Arbeitsrechtsverhält­
nis gelöst wird: durch fristlose Entlassung, durch Kün­
digung des Werktätigen, durch Kündigung des Betriebes 
aus einem in der Person des Werktätigen liegenden 
oder aus einem anderen Grund, durch Kündigung wegen 
Erreichen der Altersgrenze oder wegen Verlust der Ar­
beitsfähigkeit, durch Tod des Werktätigen, schließlich 
bei vorübergehendem Ausscheiden zur Erfüllung staats- 
politischer Aufgaben. Die Entscheidung über das Recht 
auf Benutzung der Wohnung hängt unmittelbar von der 
Beantwortung dieser Fragen ab, so daß diese Vorschrift 
sachlich und prozeßökonomisch gerechtfertigt ist.

Auf dem Gebiet der Sozialversicherung gibt es eben­
falls einige Ansprüche, für deren Entscheidung die Ar­
beitsgerichte zuständig sind — abgesehen von der gene­
rellen Zuständigkeit der Bezirksarbeitsgerichte für An­
fechtungsklagen gegen Beschlüsse der Kreisbeschwerde­
kommissionen der Sozialversicherung (§§ 18 Abs. 1 
Buchst, b, 23 der Verfahrensordnung für die Sozialver­
sicherung vom 11. Mai 1953 — GBl. S. 698 —, § 9 
Buchst, b AGVO). Zunächst sind dies die Ansprüche des 
Werktätigen gegen den Betrieb aus § 40 der VO über 
die Sozialpflichtversicherung (VSV), der folgendermaßen 
lautet: „Der Versicherte oder seine Familie haben das 
Recht, durch das Arbeitsgericht von dem Arbeitgeber 
eine Entschädigung ihres Verlustes zu fordern, der 
durch einen Unfall oder eine Berufskrankheit hervor­
gerufen ist, die mit dem Betriebe verbunden ist, und 
zwar über die Entschädigung hinaus, die von den Trä­
gem der Sozialversicherung zu gewähren ist“. Abs. 2 
und 3 regeln die Frage des Verschuldens des Betriebes 
als eine der Voraussetzungen des Anspruchs.

Die Zuständigkeit der Arbeitsgerichte ist ferner be­
gründet für Regreßklagen der Sozialversicherung ge­
gen den Betrieb. Das ergibt sich aus § 70 Abs. 3 VSV, 
demzufolge bei den Arbeitsgerichten besondere Kam­
mern für diese Streitigkeiten zu bilden waren. Diese 
Frage war zunächst streitig, ist aber in diesem Sinne 
durch gemeinsame Rundverfügung des Ministers der 
Justiz und des Ministers für Arbeit- und Gesundheits­
wesen vom 15. Mai 1950») entschieden worden. Hierbei 
ist unerheblich, worin heute die Rechtsgrundlage des 
Regreßanspruchs zu sehen ist. Die Rundverfügung be­
zieht sich noch auf §§ 903, 1542 RVO, während heute 
andere Bestimmungen an ihre Stelle getreten sind 
(z. B. § 75 a Satzung der VAB). Die Rundverfügung 
weist darauf hin, daß es sich bei dem Regreßanspruch 
der Sozialversicherung um einen Anspruch handelt, der 
seine Parallele im Anspruch des Werktätigen aus § 40 
VSV findet. Beide Ansprüche erfordern Prüfung des­
selben Tatbestandes, nämlich des Verschuldens des Be­
triebes bei einem Betriebsunfall oder einer Berufs­
krankheit. Daher ist es sowohl zweckmäßig als auch ge­
setzlich, beide Ansprüche von den Arbeitsgerichten ent­
scheiden zu lassen.

Die Regreßklagen der Sozialversicherung gegen Dritte 
sind wiederum der Parallelfall zu § 30 WahrungsVO, der 
den Regreßanspruch des Betriebes gegen Dritte regelt. 
Beide Ansprüche gehören ihrer Natur nach nicht vor die 
Arbeitsgerichte, denn der zu prüfende Sachverhalt liegt 
außerhalb des Arbeitsrechtsverhältnisses.

Als Beispiel sei folgender Fall angeführt: Ein Werk­
tätiger wird auf der Straße rechtswidrig angegriffen 
und im Verlauf einer Prügelei so verletzt, daß er einige 
Wochen arbeitsunfähig krankgeschrieben wird. Er er­
hält während dieser Zeit Krankengeld von der Sozial­
versicherung und den Differenzbetrag zwischen Kran- 9
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kenigeld und 90 Prozent seines Durchschnitts-Nettover­
dienstes der letzten 13 Wochen vom Betrieb (§ 27 Abs. 1 
WahrungsVO). Sein unmittelbarer Schaden beträgt, 
neben dem erlittenen Sachschaden (zerrissener Anzug 
u. ä.), 10 Prozent des Nettoverdienstes. Wegen dieses 
Schadens kann er den Schädiger gern. § 823 Abs. 1 BGB 
in Anspruch nehmen. Der Betrieb ist geschädigt in der 
Höhe des von ihm gezahlten Differenzbetrages, den er 
ohne Arbeitsleistung an den Verletzten zahlen muß. Er 
stützt seinen Anspruch auf § 30 WahrungsVO. Beide 
klagen vor dem Zivilgericht. Die Sozial Versicherung ist 
in Höhe des Krankengeldes geschädigt und macht ihren 
Anspruch auf Grund ihrer Satzung geltend (z. B. § 75 a 
Satzung der VAB). Für diesen Rechtsstreit ist gern. § 38 
Abs. 1 der VerfahrensO für die Sozialversicherung das 
Arbeitsgericht zuständig. .

Ein seinem ursprünglichen Rechtsgrund nach einheit­
licher Anspruch, der sich auf drei Berechtigte teilt, wird 
so vor zwei sachlich verschiedenen Gerichten verhan­
delt. Die Diskrepanz ließe sich auch nicht beseitigen, 
wenn man entgegen dem Gesetz die Zuständigkeit des 
Arbeitsgerichts auch im Falle des § 30 WahrungsVO, 
also für den Anspruch des Betriebes, annehmen wollte: 
der Restanspruch des Werktätigen aus § 823 Abs. 1 BGB 
verbleibt auf alle Fälle in der Zuständigkeit der Zivil­
gerichte. M. E. wäre es zweckmäßiger, diese Frage ein­
heitlich zu regeln, und zwar in dem Sinne, daß die Zi­
vilgerichte zuständig sind. Auch der Gegenstand dieses
Rechtsstreits weist eindeutig auf das Zivilgericht.

*

Damit ist die Zuständigkeit der Arbeitsgerichte er­
schöpft. Sie beschränkt sich, um es noch einmal zusam­
menzufassen,

1. auf Streitigkeiten aus Arbeitsrechtsverhältnissen 
und einigen mit ihnen untrennbar verbundenen Rechts­
verhältnissen, die keinem anderen Rechtszweig ange- 
hören (hauptsächlich Sozialversicherungsverhältnissen);

2. auf einige wenige Ansprüche und Streitigkeiten, die 
wegen ihres engen Zusammenhanges mit den Arbeits­
rechtsverhältnissen den Arbeitsgerichten gesetzlich zu­
gewiesen sind, obgleich es sich nicht um arbeitsrechtliche 
Streitigkeiten handelt.

Die Rechtsverhältnisse zwischen der Sozialversiche­
rung und den Werktätigen, die im strengen Sinne nicht 
zum Arbeitsrecht gehören, werden von ihm erfaßt, weil 
sie im engsten Zusammenhang mit den Arbeitsrechts­
verhältnissen stehen und bis auf wenige Ausnahmen 
(z. B. die freiwillige Versicherung) vom Arbeitsrechts­
verhältnis abhängen.

Das Ergebnis der Untersuchung tritt einer Auswei­
tung der Zuständigkeit der Arbeitsgerichte entgegen. 
Die Arbeitsgerichte als Gerichte für das besondere 
Sachgebiet Arbeitsrecht sollen sich auf die Streitigkeiten 
konzentrieren^ für die sie historisch geschaffen wurden 
und auch heute gedacht sind, nämlich für Streitigkeiten 
aus Arbeitsrechtsverhältnissen zwischen Werktätigen 
und Betrieben. Ihre Zuständigkeit ausdehnen hieße, sie 
ihrem eigentlichen Zweck zu entfremden. Es ist daher 
verfehlt, die Zuständigkeit der Arbeitsgerichte für Strei­
tigkeiten zwischen Betrieben oder zwischen Betrieben 
und Dritten in irgendeiner Form zu bejahen, wenn auch 
derartige Ansprüche aus Anlaß eines Arbeitsrechtsver­
hältnisses erwachsen sind.

Bei alledem darf man nicht vergessen, daß die Ar­
beitsgerichte ursprünglich entstanden sind im Ergebnis 
des Kampfes der Arbeiterklasse gegen die kapitali­
stische Ausbeutung. Sie blieben im Kapitalismus stets 
Gerichte der herrschenden Klasse der Bourgeoisie, je­
doch brachten sie der Arbeiterklasse gegenüber dem 
vorherigen Rechtszustand manche wichtige Erleichte­
rung. Die Arbeiterklasse und ihre Organisation haben 
deshalb im Kapitalismus stets für die Erhaltung der 
Arbeitsgerichte gekämpft.

In unserem Staat der Arbeiter und Bauern sind alle 
Gerichte ein Instrument der befreiten Werktätigen, sie 
schützen ihre Rechte und verteidigen sie, so daß mit der 
Entwicklung des Sozialismus die Arbeitsgerichte als 
selbständige Gerichte für ein 'besonderes Sachgebiet 
mehr und mehr ihre innere Berechtigung verlieren wer­
den. In der Tat werden in der Sowjetunion alle Strei­
tigkeiten aus Arbeitsrechtsverhältnissen von den Volks­
gerichten entschieden. Auch von dieser Seite her wäre 
es verfehlt, der Tendenz einer Ausweitung der Zustän­
digkeit das Wort zu reden.
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